Bell & Windirsch

ANWALTSBÜRO




- 2 -




C:\WINDOWS\TEMP\MRG81E3.ADR
Datum 07.02.2002

Az.: 00210/50 be / X vo

Mandanten – Info 2/2002

 @SB@
Oftmals erteilt ein Arbeitgeber aus Verärgerung über die Eigenkündigung eines Arbeitnehmers/einer Arbeitnehmerin oder die Durchführung einer Kündigungsschutzklage ein Abschlußzeugnis, das wesentlich schlechter ist, als ein kurz zuvor erteiltes Zwischenzeugnisses.

Zu diesen Fällen hat das Landesarbeitsgericht Köln entschieden, dass ein Arbeitgeber bei gleicher Beurteilungsgrundlage nicht seine im Zwischenzeugnis zum Ausdruck gekommene Beurteilung im Schlußzeugnis ändern kann. Bei einem 5-jährigen Arbeitsverhältnis spricht eine Vermutung dafür, daß die Beurteilungsgrundlage die gleiche geblieben ist, wenn bei Abfassung des Schlußzeugnisses nur 10 Monate seit dem Zwischenzeugnis vergangen sind.

Der Grundsatz, dass ein Arbeitnehmer/eine Arbeitnehmerin keinen Anspruch auf eine bestimmte Zeugnisformulierung hat, bezieht sich nur auf die formale Seite des Zeugnisses.
Deshalb kann der Arbeitgeber dazu verurteilt werden, in das Schlußzeugnis die Formulierung des Zwischenzeugnisses zu übernehmen, wenn seine Änderungsvorstellungen in Wahrheit Abweichungen in der Beurteilung sind (zum Beispiel nur "volle Zufriedenheit" statt "vollste Zufriedenheit").
Es macht keinen Unterschied, wenn der Autor des Zwischenzeugnisses für das Schlußzeugnis nicht mehr zur Verfügung steht, sofern er im Rahmen seiner Befugnissse gehandelt hat und den Arbeitgeber wirksam vertreten konnte.

Mit dieser Entscheidung gibt das Landesarbeitsgericht Köln eine Hilfestellung, um den "verärgerten" Arbeitgeber dazu zu zwingen, an den Aussagen eines Zwischenzeugnisses festzuhalten. Dies gilt zumindest in den Fällen, in denen das Zwischenzeugnis im Zeitraum ca. eines Jahres vor dem endgültigen Ausscheiden des Arbeitnehmers/der Arbeitnehmerin erstellt wurde.

(LAG Köln Urteil vom 22.08.1997, 11 Sa 235/97, NZA 1999, 771)
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